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Vorwort  

In unserer letzten Broschüre haben wir die Geschichte des Bergfried-

hofes erzählt. Dass es in Klingenmünster auch noch andere Be-

sta�ungsorte gab, erfahren sie in dem Ar�kel „Besta�ungen in der St. 

Michaelskirche“. 

Die gesellscha�lichen und poli�schen Veränderungen, ausgelöst durch 

die französische Revolu�on, und wie sich dadurch auch der Alltag un-

serer Vorfahren veränderte, darüber haben wir schon häufig berichtet. 

Ein weiteres Beispiel dieser neuen Ordnung erfahren sie unter dem 

Titel: „Vom Kirchenbuch zum Personenstandsregister“ . 

Die Gemeinderatsprotokolle  sind für jeden Ortschronisten eine unent-

behrliche Quelle. Im Spiegel dieser Protokolle wird „Die Geschichte von 

Klingenmünster vom Ausgang der Feudalzeit bis Mi�e des 19. Jahrhun-

derts … " dargestellt. 

Wie sich die pfälzischen Winzer vor nahezu 90 Jahren bemühten, die 

Weinwirtscha� und mit ihr auch den Tourismus in unserer Region an-

zukurbeln, das erfahren sie aus dem Beitrag: „Eine kleine Geschichte 

der Deutschen Weinstraße“. 

In früheren Ausgaben unserer Broschürenreihe „Einblicke in vergange-

ne Zeiten“ haben wir auch über Personen aus Klingenmünster berich-

tet, deren Verdienste weit über den Ort hinaus bekannt sind. Im vorlie-

genden He� erzählen wir die Lebensgeschichte von „Pater Eucharius 

und Schwester Ermentraut“ aus Klingenmünster. 

Die beiden wurden weder geehrt, noch hat man etwas über sie ge-

schrieben, dennoch verdient auch ihre Arbeit und ihr Lebenswerk ho-

he Anerkennung. 

Wie immer wünschen wir Ihnen liebe Leserinnen und Leser viel Spaß 

beim Lesen unserer Broschüre. 
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Besta:ungen in der S�+skirche St. Michael  
Dass die menschliche Gesellscha� einen ste�gen Wandel vollzieht, lässt 

sich in vielen Lebensbereichen beobachten. Einhergehend mit diesem 

Wandel ist eine Veränderung unseres Wertesystems und das Fallenlas-

sen mancher Tradi�on. So hat sich auch seit einigen Jahren die Be-

sta�ungskultur verändert, und in vielen Gemeinden werden alterna�ve 

Besta�ungsarten disku�ert oder bereits angeboten. 

Während sich heute immer mehr Menschen 

für eine Besta�ung in der Natur entschei-

den, bestand  der sehnlichste Wunsch unse-

rer Vorfahren noch darin, auf einem Fried-

hof, in geweihter Erde besta�et zu werden. 

Aber auch früher gab es neben der Be-

sta�ung auf dem Friedhof eine viel  erstre-

benswertere Besta�ungsart. Noch größeres 

Seelenheil als die Friedhofsbesta�ung ver-

sprach nämlich eine Beisetzung im Kirchen-

raum. 

In der Kirche einen Begräbnisplatz zu erhal-

ten, war in der klösterlichen Zeit Privileg der 

adeligen Familien. Nachdem das Kloster 

bzw. das S�� aufgehoben worden war, be-

anspruchten die Pfarrer und die Amtsmän-

ner mit ihren Familie dieses Vorrecht. 

Hinweise einer Adelsbesta�ung finden wir 

gleich hinter dem Westwerk der S��skirche, 

dort befindet sich die Grabpla�e der Gräfin Lore�a von Bitsch1. Über 

die Umstände, wie diese Grabpla�e gefunden wurde, berichten die Kir-

chenbücher folgendes: 

Weil die S��skirche immer feucht war, fasste der Fabrikrat im Juni 1929 

den Entschluss, die alten Sandsteinpla�en im Kircheninnenraum zu er-

setzen und Kanalisa�onsarbeiten durchführen zu lassen. Bei den im Jah-

re 1930 durchgeführten Arbeiten entdeckte man, dass einige alte Grab-

pla�en als Bodenpla�en benutzt worden waren. Ebenso fand man an 
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der Nordseite des Chores ein Steinsarkophag und in dessen Nähe meh-

rere Bruchstücke der dazugehörigen Grabpla�e. 

Durch Albert Decker2 und Anton Eckhardt3 haben wir noch über weitere 

Grablegungen Kenntnis: 

 

- Maria Johanna Schumacher be-

sta�et am 29. April 1701 und 

- Maria Francisca Schumacher am 26. 

Januar 1704. 

Es handelt sich hier um die beiden 

Töchter von Ferdinand Schumacher, 

der in dieser Zeit als kurpfälzischer 

Amtmann zu Landecken  tä�g war. 

Weitere Grablegungen waren: 

- am 6. Mai 1706  Johannes Franz Karl 

Siedler. Er war Amtmann in Pleiswei-

ler und Amtsschreiber des Unteramts 

Landeck. 

- am 13. Juni 1720  Pfarrer Johann 

Sa�ler, der mehr als 36 Jahre lang als 

S��spfarrer tä�g war. 

 

 

Eine weitere verlässliche Quelle über 

Grablegungen in der S��skirche sind die Sterbeeintragungen in den ka-

tholischen Kirchenbüchern, dort finden wir mehr als zwanzig Grable-

gungen verzeichnet. Die letzte Grablegung in der Kirche erfolgte am 10. 

Januar 1769. Besta�et wurde Raimund Joseph Gerlein, ein Sohn des 

Amtsschreibers Johannes Michael Gerlein. 

Die Auswertung aller Grablegungen zeigt, dass neben zwei Pfarrern, 

ausschließlich die in Klingenmünster residierenden Amtsträger und de-

ren Familienangehörige besta�et wurden. 

Der Verwandtscha�sgrad des Verstorbenen zu einem Amtsträger, wur-

de ein ums andere Mal großzügig ausgelegt, um das Recht einer Kir-

chenbesta�ung zu erlangen. 

 

Westwerk der S23skirche 
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So löste zum Beispiel die Besta�ung der Wirtscha�erin und Base des 

kurfürstlichen Amtskellers Henkel im Jahre 1751 einen längeren Rechts-

streit aus. In den Archivalien des Hochs��es Speyer ist dieser ausführ-

lich beschrieben.4 

Was war geschehen: 

Die Base von Amtskeller Henkel übertrug der S��skirche ein größeres 

Vermächtnis, verbunden mit dem Wunsch, in der Kirche beigesetzt zu 

werden. So ha�e sie u.a. geäußert: sie wolle nicht auf dem entlegenen 

und gemeinscha�lichen Dorffriedhof beerdigt werden. Als sie aber am 

16. Januar 1751 verstarben war, verbat der S��sschaffner Heuß die Bei-

setzung in der Kirche. Unbeeindruckt von diesem Verbot schri� S��s-

pfarrer Pothner zur Ausführung. Der Schaffner ließ deshalb die S��-

store und den Zugang zur Orgel und den Glocken sperren. Das Kirchen-

geläute ließ der Pfarrer deshalb vom Rathausglöcklein geben. 

 

In einem Schreiben an die Geistliche Güteradministra�on, begründete 

Heuß das von ihm ausgesprochene Verbot wie folgt: „ … die Kirche sei 

kein Begräbnisort für derar�ge Personen; nur die Pfarrer, etliche Beam-

te und die S��sschaffner samt ihren Familien hä�en bisher dieses Vor-

recht gehabt. Das gleiche Recht könnte dann jeder gemeine Mann in 

Anspruch nehmen.“ 

 

Was die Dokumente dieses Rechtsstreits noch offenbaren, sind die aus 

heu�ger Sicht unwürdigen Zustände, unter denen die Kirchenbesta�un-

gen vollzogen wurden. So wird berichtet, dass bei der Aushebung eines 

Grabes schon in eineinhalb Schuh Tiefe (40-45 cm) ständig Wasser aus-

geschöp� werden mußte, bis die Leiche hineinkam. 

Waren es die hier beschriebenen hygienischen Verhältnisse, oder viel-

leicht auch andere Gründe, die den Kirchenbesta�ungen ein Ende setz-

ten? Wir wissen es nicht. 

Die erste honorige Person die nicht mehr in der Kirche besta�et wurde 

war Katharina Josepha Vornberg, eine Tochter des Amtsmannes Franz 

Vornberg. 
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Sie war am 17. November 1774 verstorben und wurde auf dem Fried-

hof beim Kreuzkirchlein besta�et. 

 

Während die Kreuzkirche Ende des 18. Jahrhunderts abgetragen wur-

de, werden die Toten von Klingenmünster auch heute noch auf dem 

Friedhof auf dem Kreuzberg besta�et.  

 

Auf der Grünfläche hinter der Kirche, zwischen  Ost– und Wes8lügel des Klos-

ters befand sich einst der Kreuzgang. Dort wurden die Mönche beerdigt. 
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Die französische Revolu�on und ihre Folgen 

 

Nach Meinung vieler Historiker gehört die französische Revolu�on zu 

den folgenreichsten Ereignissen der europäischen Geschichte. Sie ver-

änderte die poli�schen Machtverhältnisse in Frankreich und löste 

mehrere Koali�onskriege aus, in deren Verlauf die linksrheinischen Ge-

biete von Frankreich besetzt wurden. Die französische Revolu�on 

wirkte deshalb nicht nur in Frankreich, sondern auch in unserer Region 

und brachte poli�sche und gesellscha�liche Veränderungen mit sich. 

So wurden auch bei uns die Standesprivilegien aufgehoben, kirchliche 

und herrscha�liche Besitztümer wurden annek�ert, das Steuersystem, 

die Rechtsins�tute und die Verwaltung des Staates wurde jetzt nach 

französischem Vorbild geordnet. 

Eines der erklärten Ziele der Revolu�on und die unmi�elbare Folge der 

staatlichen Neuordnung war es, den Einfluss der Kirche zurückzudrän-

gen. Viele Aufgaben die bisher vom Klerus erledigt wurden, legte man 

nun in staatliche Hände. 

Bis Ende des 18. Jahrhunderts waren es die Pfarrer, die in ihrem jewei-

ligen Sprengel die Geburten, die Heiraten und die Sterbefälle erfasst 

und in den Kirchenbüchern festgehalten ha�en. 

Mit Einführung der neuen Ordnung wurden die Gemeindebehörden 

verpflichtet, die Personenstandsdaten zu erheben und aufzuzeichnen. 

Gemäß der neuen Rechtsvorschri�en, sollten die Pfarrer alle Geburts-, 

Heirats- und Sterbeakte, die sich in den Pfarreien, Priesterhäusern, 

oder anderen Verwahrungsorten befanden, an die zuständigen Ge-

meindeverwaltungen abgeben. Dass diese Verfügung nicht vollständig 

umgesetzt werden konnte lag u. a. daran, dass einige Pfarrer vor den 

herannahenden Franzosen auf rechtsrheinisches Gebiet geflohen wa-

ren und die Kirchenbücher mitgenommen ha�en. 

War es für die südpfälzischen Gemeindebeamten schon schwierig ge-

nug sich mit der nun französischen Amtssprache zurechtzufinden und  

die neuen Verordnungen umzusetzen, so war es ihnen in den Fällen, in 

denen die Kirchenbücher fehlten gar nicht möglich, Personenstandsur-

kunden auszustellen. 
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Im Landesarchiv Speyer befindet sich die Akte „Standesamtsbelege, 

Landgerichtsbezirk Landau“. Es handelt sich hierbei um eine Ergänzung 

des Standesamtsregisters von Klingenmünster aus dem hervorgeht, 

dass es neben den nicht vorhandenen Kirchenbüchern auch noch ande-

re Gründe und Ursachen gab, warum den Standesbeamten die eine 

oder andere Geburts-, Heirats- oder Sterbeurkunde fehlte. 

Bis Ende des 18. Jahrhunderts lag das Recht der Eheschließung aus-

schließlich in kirchlicher Hand. Dies änderte sich nachdem das linksrhei-

nische Gebiet französisch verwaltet wurde und der „Code Civil“ in Kra� 

trat. Mit der französischen Rechtsordnung wurde die Zivilehe, d. h. die 

Ehe vor dem Standesbeamten, als die allein gül�ge Form der Ehe einge-

führt. Wollten die Brautleute eine Ehe schließen, mussten sie dem 

Standesbeamten diverse Personenstandsurkunden vorlegen. Sofern 

diese nicht vorhanden waren, konnte das Friedensgericht5 Ersatzdoku-

mente – sogenannte Offenkundigkeitsurkunden – ausstellen. 

Die Urkunden wurden dann ausgestellt, wenn die Angaben des Antrag-

stellers von sieben Zeugen eidessta�lich versichert wurden. 

Anhand der nachfolgend zi�erten Fallbeispiele soll dieses Verfahren 

dargelegt werden: 

Am 12. Februar 1827 erschien vor dem Friedensrichter Heinrich Ludwig 

Bussé in Bergzabern der 27 Jahre alte Bäcker Georg Bernzo� aus Klin-

genmünster und hat vorgetragen, „daß er gesonnen sei, sich zu verehe-

lichen, und zu diesem Behufe dem Civil-Standsbeamten, welcher die 

Trauung zu vollrichten habe, seinen Geburts-Schein vorlegen müsse, 
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welcher ihm aber nicht in der gewöhnlichen Form erteilt werden könne, 

indem seine Geburt nicht in das Civil-Stands-Register eingeschrieben 

worden sei, weshalb er sieben Zeugen mitgebracht habe, welche von der 

Epoche seiner Geburt und seiner Familienverhältnisse vollkommen sein, 

um eine Offenkundigkeitsurkunde errichten zu lassen, mi�elst welcher 

der fehlende Geburtsschein ersetzt werden könne, mit der Bi�e, deren 

Erklärung zu Protokoll zu nehmen und ihm darüber Akt erteilen zu wol-

len;  … nachdem man ihnen (den Zeugen) durch Ablesung obigen Vor-

trags von dem Gegenstande ihrer Zusammenberufung Kenntnis gege-

ben und sie in unsere Hände Eid abgelegt, die Wahrheit zu sagen, fol-

gende Erklärung eins2mmig zu Protokoll gegeben haben: der Requirent 

Georg Bernzo�, Bäcker zu Klingenmünster wohnha3, ist der in rechtmä-

ßiger Ehe erzeugte Sohn von Johannes Bernzo�, Winzer zu Klingenmüns-

ter und der ebenfalls noch lebenden Barbara geborene Bernzo�, und wir 

erinnern uns sehr genau und bes2mmt, daß derselbe auf dem 

Bergzaberner Mar2ns-Markt, also ungefähr in der Häl3e des Monats 

November des Jahres siebzehn Hundert neunundneunzig zu Klingen-

münster geboren wurde. Die Ursache, warum dem Requirenten sein Ge-

burtsschein nicht in der gewöhnlichen Form erteilt werden kann, rührt 

hauptsächlich daher, daß in jener Zeit das Civil-Stands-Register eine 

neue Einrichtung war, und damals die Anzeigen weder regelmäßig ge-

macht, noch aufgenommen wurden.“ 

 

Die Antragstellung und das Verfahren vor dem Friedensrichter verliefen  

immer nach dem gleichen Muster. Recht unterschiedlich waren dage-

gen die Ursachen, warum manche Dokumente fehlten, wie nachfolgen-

de Fallbeispiele zeigen: 

So war die Geburt der Katharina Remshager ebenfalls nicht im Civil-

Stands-Register eingetragen. Deshalb beantragte ihre Mu�er am 10. 

Februar 1825 die besagte Offenkundigkeitsurkunde. Als Ursache, wa-

rum die Geburt nicht eingetragen war, gab sie an: „daß ihr verstorbener 

Vater versäumt hat, die vorschri3smäßige Anzeige zu machen.“ 

Im Jahre 1826 beabsich�gte der Witwer Franz Sailer, Revierförster in 

Klingenmünster, sich erneut zu verheiraten. Auch er konnte die für die 

Heirat erforderliche Geburtsurkunde nicht vorweisen und musste, weil 

er in Leimen geboren war, die Offenkundigkeitsurkunde beim Friedens-
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gericht in Leimen beantragen. Als Grund der Antragstellung gab er an:  

„… da in jenen Zeiten seiner Geburt die Kirchenbücher zwar geführt 

aber später durch die Revolu2on verloren gegangen seinen.“ 

Elisabeth Lincks aus Klingenmünster gab folgende Begründung ab: 

 „ … daß der Geistliche welcher das zur Aufnahme der Geburten be-

s2mmte Kirchenbuch zu führen ha�e, der Kriegsunruhen wegen emi-

griert war.“ 

Dem heiratswilligen Juden Samson Wolff fehlte die Sterbeurkunde sei-

nes 1813 verstorbenen Vaters. Ursache dafür war: „ … wegen der unru-

higen Zeiten und aus Unkenntnis der Witwe wurde er nicht in das Ster-

beregister eingetragen.“ 

Die Akte „Standesamtsbelege, Landgerichtsbezirk Landau“ enthält noch 

viele weitere Fälle. Die Gründe die hier genannt wurden, weshalb man-

che Geburt oder mancher Sterbefall nicht eingetragen worden war sind 

schon seltsam genug. Sonderbar sind jedoch die Fälle bei denen mut-

maßliche Angaben ausreichten, dass eine Offenkundigkeitsurkunde 

ausgestellt wurde. Veronika Marx aus Ingenheim wollte sich im Jahre 

1829 mit Samuel Levi aus Klingenmünster verheiraten. Wegen eines 

fehlenden Geburtsscheins am 19. Dezember 1828 wurde beim Frie-

densgericht in Bergzabern eine Offenkundigkeisturkunde beantragt. Die 

von ihr benannten Zeugen gaben folgendes zu Protokoll: „Die Requiren-

2n Veronika Marx, ledig, volljährig und ohne Gewerbe zu Ingenheim, ist 

die in rechtmäßiger Ehe erzeugte Tochter von Moses Marx dem alten 

Handelsmann zu gedachtem Ingenheim wohnha3, welcher mit seiner 

daselbst verstorbenen Ehefrau Bessel (Barbara) geborene Marx erzeugt 

hat, und wir können nicht mit Bes2mmtheit sagen, ob sie im Jahre ein 

Tausend acht Hundert und eins oder ein Tausend acht Hundert und 

zwey zu Ingenheim geboren wurde. Die Ursache warum der Requiren2n 

ihr Geburtsschein nicht in der gewöhnlichen Form erteilt werden könne, 

währt daher, daß ich Vater unterlassen habe dem Civil-Standsbeamten 

ihre Geburt anzuzeigen.“ 

Die Kirchenbücher, früher von manch einem schmerzlich vermisst, spie-

len im modernen Personenstandswesen keine Rolle mehr. Sie erfreuen 

sich jedoch einer großen Beliebtheit bei den Familienforschern, weil sie 

eine wich�gste Quelle der Familienforschung sind. 
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Die Geschichte von Klingenmünster  

- vom Ausgang der Feudalzeit bis Mi�e des 19. Jahrhunderts im Spie-

gel der Gemeinderatsprotokolle - 

In den Gemeindearchiven werden eine Vielzahl von Schri�stücken 

früherer Verwaltungsvorgänge, ebenso die Rechnungsbücher und die 

Gemeinderatsprotokolle einer Gemeinde gesammelt und auUewahrt. 

Die Archive bezeichnet man deshalb nicht umsonst als schri�liches 

Gedächtnis der Gemeinde. Sie können späteren Verwaltungen von 

Zeit zu Zeit wich�ge Informa�onen liefern, und für den historisch inte-

ressierten Menschen sind sie eine unersetzliche Quelle. 

Das ältere Archivgut von Klingenmünster befindet sich größtenteils im 

Landesarchiv Speyer. Die jüngeren Bestände, wie zum Beispiel die Ge-

meinderatsprotokollbücher, lagern im Archiv der Verbandsgemeinde 

Bad Bergzabern und sind die Quelle für die nachfolgenden Texte. 

In der Gemeindeordnung von Rheinland-Pfalz6 ist gesetzlich geregelt, 

dass über jede Sitzung des Gemeinderates eine Niederschri� angefer-

�gt werden muss. Vergleichbare Regelungen gab es auch schon frü-

her. Derar�gen Vorschri�en verdanken wir, dass auch in Klingen-

münster bereits Ende des 18. Jahrhunderts Gemeinderatsprotokolle 

angefer�gt wurden. Nimmt man Einsicht in diese  Protokolle, wird das 

frühere Dorfgeschehen ein Stück weit lebendig und sichtbar. Die Nöte 

und Sorgen der DorUewohner und der Dorfpoli�ker, die Veränderun-

gen der Infrastruktur und noch vieles mehr lassen sich erkennen. 

Anhand von ausgewählten Protokollen, soll nachfolgend die Dorfge-

schichte von Klingenmünster dargestellt werden. 

Bei den ersten Protokollno�zen die aus dem Jahre 1788 stammen - 

also noch aus der Feudalzeit - handelt es sich nur um Eintragungen 

über die Einnahmen von Bürgereinzugsgeldern und Pachtzinsen. Diese 

Niederschri�en wurden von einem Schultheiß, vier Gerichtsschöffen 

und einem Bürgermeister unterschrieben. 

Auch wenn diese Protokolle von nichts Besonderem berichten, geben 

sie uns Gelegenheit, die damaligen Amtsbezeichnungen oder die Ins�-

tu�on des Bürgereinzugsgeldes zu erklären. 
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Frühere Amtsbezeichnungen 

Die Amtsbezeichnungen der Gemeindevertreter, die die ersten Proto-

kolle unterzeichnet ha�en, sind uns nicht mehr geläufig oder haben 

heute eine andere Bedeutung. Bei dem obengenannten Schultheiß, 

handelt es sich um einen Dorfvorsteher, der aber nicht von den DorUe-

wohnern gewählt, sondern von der kurpfälzischen Regierung ernannt 

wurde. Dieser Schultheiß konnte auch kleinere Freveltaten verhandeln. 

Ihm waren vier Gerichtsschöffen beigeordnet und ein Bürgermeister. 

Dieser ist mit dem heu�gen Bürgermeister nicht vergleichbar, denn er 

ha�e damals eher die Funk�on eines Einnehmers. 

 

Die Bürgeraufnahme 

Heutzutage ist es für uns selbstverständlich, dass wir unseren Wohn- 

und Aufenthaltsort  frei bes�mmen können. Diese Freizügigkeit wird 

allen Deutschen durch Ar�kel 11 des Grundgesetzes gewährt.   

Wer vor rund 200 Jahren umziehen und als Bürger in einer anderen Ge-

meinde aufgenommen werden wollte, musste verschiedene Formalitä-

ten erfüllen. So musste er unter anderem eine Qui�ung seines bisheri-

gen Wohnortes vorlegen, die ihm bestä�gte, dass er seine Steuern und 

Gemeindegelder bezahlt hat. Darüber hinaus musste er in der Gemein-

de in der er aufgenommen werden wollte ein Bürgereinzugsgeld ent-

richten, das je nach Einwohnerzahl der Gemeinde unterschiedlich hoch 

war. 

Johannes Leibrecht ist den 5ten September 1789 als Bürger oberamtswegen 

angenommen, dessen Ehefrau von Königsbach aus  dem Bischöflichen 
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 Salzhandel 

„Auf heu2gem Dato (es handelt sich um den Protokolleintrag vom 2. 

Januar 1791 haben wir Schultheiß, Gericht und Gemeine Vorsteher im 

Namen der Gemeine einen aufrich2gen Accord getroffen wegen Hal-

tung … von gnädigster Herrscha3 angeordnes Salzes, an die ehrsame 

Conrads Hofmans Wi2b Susanna Hofmänin, auf 6 Jahre das s2belirte 

(rechtlich festgesetzte) und nö2ge Salz auf ihre Kosten in hiesiger Ge-

mein zu überbringen ...“ 

Salz gehört zu den ältesten Gewürzen der Menschheit und ist seit jeher 

begehrt. Heute fehlt es in keinem Haushalt und man kann es bei jedem 

Discounter oder Lebensmi�elgeschä� für wenig Geld kaufen. Das war 

nicht immer so: 

In der Feudalzeit konnte das Salz nicht im freien Handel erworben wer-

den. Die Landesherren beanspruchten das Salzmonopol für sich und 

verkau�en Lizenzen an die Gemeinden und Städte. Diese Lizenzen, be-

ziehungsweise die Salzsteuer, war neben den direkten Steuern eine 

sehr wich�ge Einnahmequelle. Abhängig von den Bedürfnissen des 

Staatshaushaltes wurde die Salzsteuer häufig angehoben. Wie der Pro-

tokolleintrag vom 2. Januar 1791 zeigt, ha�e Susanna Hofmann die Li-

zenz für den Salzhandel in Klingenmünster erhalten, sie war die Witwe 

von Conrad Hoffmann, dem Wirt des Gasthauses „Zum Grünen Baum“. 

 

Das Rathaus 

Protokolleintrag vom 19. Dezember 1792:  

„ … dass das allhiesige gemeine Rathaus auf vier Jahre in öffentlicher 

Versteigerung ausgeboten (versteigert); so wurden folgende Condi2o-

nen festgesetzt. 

1. Wird dem Peter Hahn das untere Teil, wie er es dermahlen (derzei2g) 

in Besitz hat, zugesta�et, für jährlich 10 Gulden, und demselben so viel 

Platz auf dem Uhrenspeicher als man entbehren kann, gesta�et wird.... 

3. Wird derselbe Steiger weiters gehalten, dass er die vordere große 

Stuben, so o3 die Municipalität zusammenkommt, einhitzen solle und er 

dafür ein Kla3er Holz zu bekommen hat...“ 



19 

 

Beim Lesen dieses Eintrags könnte man vermuten, dass die öffentliche 

Nutzung des Rathauses eher zweitrangig war. Dass dieser Eindruck 

täuscht, geht aus dem nachfolgend zi�erten Schreiben7 hervor, das der 

Maire und Munizipal-Rat von Klingenmünster einige Jahre später ver-

fasst ha�e: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Herr Präfekt! 

Das Gemeinde Haus zu Klingenmünster worin zwar 3 Zimmer verlehnet 

sind, ist der Gemeinde aus folgenden Ursachen unentbehrlich: 

1) Ist auf dem Thurm die Gemein Glocke und die Gemein Uhr. 

2) Befindet sich unter dem großen Saal des Hauses die Wachtstube. 

3) Werden in dem übrigen leeren Raum im unteren Stock die 

Feuespritze und die andern Feuer-Geräthschä3en auTewahrt, 

4) befindet sich das Prison im untern Stock. 

5) Ist der große Saal des Gemeinden Hauses nicht nur bes2mmt für 

die Versammlungen der Bürger, sondern die Gemein Raths Sit-

zungen haben dort sta�, und das Bureau der Mairie befindet sich 

dort. 

6) Hat das Gemeinde Haus weder Scheuer, Stall, noch Keller und 

Garten, und die Zimmer die verlehnt sind, können nur von ganz 

armen Leuten, die weder Land noch Vieh haben bewohnt wer-

den, und würden in gar keinen Weerth kommen. 

Aus obigen Ursachen haben wir die Ehre Sie unterthänig zu bi�en, es zu 

bewirken daß das besagte Gemeinde Haus nicht versteigert, sondern 

dieser Gemeinde reserviert werden möge …“ 
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Fasselhaltung 

Im Gemeinderatsprotokoll vom 5. Februar 1793 wird über einen Ver-

trag zwischen der Gemeinde und dem Müller Valen�n Westenhöfer be-

richtet: „Da anheute der Gemeinen Schweinefassel an den  wenigst Bie-

tenden wieder auf das neue versteigt worden, und der alte Beständer 

Valen2n Westenhöfer … der Schweinefassel um jährlich 10 Gulden 30 

Kreuzer wiederum auf drei Jahr verblieben...“ 

Die Anschaffung und Unterhaltung der ZuchWere war vorrangig Angele-

genheit der Viehhalter. Weil ein gesunder Viehbestand aber auch für 

den Wohlstand einer auf die Landwirtscha� ausgerichteten Gemeinde 

sehr wich�g war, und weil man möglichen Tierseuchen vorbeugen woll-

te, nahmen sich auch die damaligen Ortsvorstände dieser Aufgabe an. 

Unter ihrem Vorsitz wurden Ausschüsse gebildet, deren Aufgabe es 

war, geeignete ZuchWere zu erwerben und deren Unterhalt zu organi-

sieren. 

 

Die Franzosenzeit 

Die Epoche, in der die Pfalz französisch verwaltet wurde, nennt man 

„Franzosenzeit“. Mit dem Wandel der poli�schen Verhältnisse änderten 

sich auch die Namen und Funk�onen der bisher herrscha�lich definier-

ten Ins�tu�onen und Ämter. 

Den zuvor erwähnten Vertrag über die Fasselhaltung ha�e der Maire 

Georg Jacob Reißer als Vertreter der Gemeinde unterschrieben. Dieser 

Protokolleintrag ist der erste offizielle Hinweis auf die neuen poli�schen 

Verhältnisse. Weitere Hinweise des poli�schen Wandels finden wir in 

den nachfolgenden Protokollen: 

Gemeinderatsprotokoll vom 1. März 1793: 

 „ … da anheute durch Publica2on der Schell und Leutung der Gemeinde-

glocke von denen Chevauleger's Be�laden und Be�sachen, wie auch Ge-

tuch und sonsten ausgebo�en worden ...“. D.h., Be�kästen, Teppiche 

und sons�ges Be�zeug, das die kurpfälzischen Soldaten in Klingen-

münster zurückgelassenen ha�en, wurden von der Gemeinde verstei-

gert. 
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Einführung des Revolu�onskalenders 

Das nachfolgende Protokoll ist vom zweiten Germinal im siebenten Jah-

re der Republik8.  

Die Revolu�onsregierung ha�e am 5. Oktober 1793 beschlossen, den 

sogenannten Revolu�onskalender einzuführen, der den auf christlicher 

Grundlage basierenden Gregorianischen Kalender ersetzen sollte.  

Der Französische Revolu2onskalender  wurde am 5. Oktober von der Revolu2-

onsregierung beschlossen.  Er galt (rückwirkend) ab dem 22. September 17929 

bis zum 31. Dezember 1805. 
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In dem o.g. Protokoll vom 2. Germinal 7. Jahr wurden 15 Personen auf-

gelistet, denen die Gemeinde Klingenmünster Geld schuldete: 

Der Bürger Christoph Wilhelm, der in der Zeit der Revolu�onskriege als 

Einnehmer tä�g gewesen war, ha�e der Gemeinde „1736 Franken ba-

res Geld vorgeschossen“. Der Witwe von Konrad Hoffmann schuldete 

die Gemeinde 307 Franken, für einen geleisteten „Vorschuß bei der Er-

richtung des ersten Freiheitsbaumes ...“. Der Bürger Christoph Altz for-

derte 89 Franken für eine bezahlte „Montour“ für den Gemeindediener. 

Die Bürger Georg Jakob Wilhelm und Christoph Heinrich Kuhn machten 

ihre Reisekosten nach Straßburg geltend10. Weitere Bürger erhoben 

Forderungen, für geleistete Logie- und Verpflegungskosten von Offizie-

ren, sowie für Fu�er- und Holzlieferungen an die Armee. 

Obwohl die Forderungen der Klingenmünsterer Bürger berech�gt wa-

ren, konnte die Gemeinde ihre Schulden nicht bezahlen – die Gemein-

dekasse war leer. 

Um die Gläubiger dennoch zufrieden zu stellen, fasste der Gemeinderat 

den Beschluss, ihnen die Nutzungsrechte an den gemeindeeigenen 

Weinbergen zu übertragen. Der Protokollant schrieb dazu: 

„Die Ursache dieser Güterbegebung ist, weilen die Forderungen auf kei-

ne Art sonst zu bestreiten waren, und dann, weilen die Zinsen dieser Ca-

pitalien aus den gewöhnlichen Einnahmen nicht haben bestri�en wer-

den können. Sohin ohne diesen eingeschlagenen Weg in einigen Jahren 

unsere sämtlich gemeinen Güter verschuldet worden wären.“ 

In den mit den Gläubigern vereinbarten Nutzungsrechten, ha�e sich die 

Gemeinde ausbedungen, dass sie zehn Jahre Zeit habe, ihre Güter wie-

der einzulösen. 

Einer angefügten No�z können wir entnehmen, dass die Gemeinde von 

der Möglichkeit der Rückübertragung Gebrauch gemacht hat. „Im Jahre 

1820 sind alle vorstehenden Schulden aus der Gemeindekasse bezahlt 

worden, so daß keiner der vorstehenden Gläubiger nichts mehr an die 

Gemeinde zu besprechen hat.“ 
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Das Fanggeld 

Am 23. Thermidor im 8. Jahr (11. August 1800) ha�e die Gemeinde 

„einen neuen jedoch genauen und aufrich2gen Accord11 mit unserem 

Waldschützen Johannes Hugo getroffen.“ Dieser versprach, „nicht nur 

den Wald, sondern auch das Feld zu hüten ...“. Interessant an dem Ar-

beitsvertrag ist, dass der Wald- und Feldhüter neben seinem Jahres-

lohn, ein Paar Schuhe und die Häl�e von „denen Feld-Einungen12 

(bekam) benebst von denen Fremden13 wo er im Wald bekommt sein 

Fanggeld.“ 

Der Gemeindewald war aufgrund seiner vielsei�gen Nutzung über viele 

Jahrhunderte der größte Wirtscha�sfaktor der Gemeinde und musste 

gerade in Zeiten großer Armut vor Waldfrevel geschützt werden. Zu 

dieser Erkenntnis kam auch der Volkskundler Wilhelm Riehl, der dazu 

folgendes schrieb:  

„ .... so ist doch hier der Bauer vielmehr auf Holzlesen, Streurechen und 

andere kleine Nebennutzungen des Waldes angewiesen … Mit der Gins-

ter des Waldes, den sogenannten 'Pfriemen' ersetzt der arme Bauer das 

Stroh im Viehstall … ja die Weindörfer am Saume des Waldes würden 

geradezu verderben, wenn ihnen derlei Waldnutzungen nicht einen Teil 

des mangelnden Feldbaues ersetzen. Darum treibt hier Not und Ver-

zweiflung zum Holzfrevel.14“ 



24 

 

Der Maire 

„... am 29. Prairial 13 (18. Juni 

1805) um 12 Uhr wurde durch mich 

Johannes Häusel bisher gewesener 

Maire dahier, der Herr Johann Ja-

kob Hoffmann auf dem Gemeinde-

haus installiert und hat zugleich 

den vorgeschriebenen Eid, Gehor-

sam der Reichsverfassung und 

Treue dem Kaiser geschworen...“.   

D.h., alle Amtsträger, so auch der 

Maire von Klingenmünster, legten 

ihren Eid auf die französische Ver-

fassung und Napoleon Bonaparte - 

der am 2. Dezember 1804 die Kai-

serwürde erhalten ha�e – ab.   

Bei dem neuen Maire von Klingen-

münster handelt es sich um den Och-

senwirt, der das Gasthaus „Zum Och-

sen“ bereits in dri�er Genera�on 

führte. Johann Jakob Hoffmann trat 

auch in die poli�schen Fußstapfen seiner Vorfahren, die verschiedene 

öffentliche Ämter begleitet ha�en. Mit seiner Bestellung zum Maire, 

war es ihm aber vorbehalten, den Grundstein für eine lange Bürgermeis-

terdynas�e zu legen. 

Von seinem Amtsvorgänger erhielt Johann Jakob Hoffmann neben diver-

sen Register- und Amtsbüchern auch eine Schärpe, die während der 

Franzosenzeit von den Ortsvorstehern getragen wurde. 

Maire Hoffmann erhielt von seinem Amtsvorgänger auch noch „die 

Meßruth“ und zwei „kupferne Maaßkannen“. Diese Gegenstände weisen 

auf Pflichten damaliger Ortsvorstände hin. So musste der Maire von Zeit 

zu Zeit bei allen Kaufleuten und Handwerksbetrieben, die sich der Maße 

und Gewichte bedienten, Visita�onen durchführen. 

 

So könnte der Bürgermeister von 

Klingenmünster bei offiziellen Anläs-

sen ausgesehen haben. Mit Schärpe, 

wie in Frankreich heute noch üblich. 
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Napoleons Armee 

Im Protokolleintrag vom 16. Messidor 13 (5. Juli 1805) lesen wir:  

„ … wurde den Eltern von allen Söhnen welche nicht bei der Armee sind, 

wohin sie das Gesetz ru3, angedeutet dieselben auf ihre Posten zu schi-

cken bei Strafe von 1500 Fr.“ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Über diese Zeit – Anfang 19. Jahrhundert – schreibt August Becker: „Es 

kam eine ruhige Zeit bis 1814. Wenn nicht jährlich die schönsten jungen 

Burschen des Orts als Rekruten nach Straßburg abgezogen wären, um 

nicht mehr wiederzukommen, hä�e man vom Kriege nichts mehr ge-

merkt. Zuletzt nahm man alle achtzehnjährigen, kaum halbgewachse-

nen Bürschen weg, - die Eltern und Geschwister weinten, aber der Kaiser 

wollte es. Nur wenige kehrten aus Rußland und von den Feldzügen anno 

13 und 14 wieder heim.15“ 
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Vom Maire zum Bürgermeister 

Anfang des 19. Jahrhunderts wurde die poli�sche Landkarte Europas 

neu geordnet. Mit der Niederlage Napoleons im Oktober 1813 und der 

Einnahme des linken Rheinufers durch preußische und österreichische 

Truppen endete die Franzosenzeit. Die Pfalz wurde zunächst Österreich 

zugeschlagen und kam durch einen Gebietstausch16 im Jahre 1816 an 

Bayern. Die Einwohner von Klingenmünster waren jetzt bayerische 

Staatsbürger17. Der bisherige Maire Hoffmann unterschrieb die Proto-

kolle jetzt mit Bürgermeister Hoffmann. Die Amtssprache war wieder 

Deutsch und die Da�erung der Gemeinderatsprotokolle erfolgte wieder 

nach dem Gregorianischen Kalender. 

Erstaunlicherweise finden sich in den nachfolgenden Protokollen keine 

weiteren Eintragungen, die auf den Herrscha�swechsel und die poli�-

schen Veränderungen hinweisen. 

Von den wenigen No�zen die man aus dieser Zeit im Protokollbuch der 

Gemeinde findet, ist ein Schreiben der Kreisdirek�on Landau vom 8. Au-

gust 1816 erwähnenswert, „Die Zuteilung der Verwaltung der Bürger-

meisterei Heuchelheim betr.“ 

Bei dem Verfasser des Schreibens handelt es sich um den Kreisdirektor 

Johann Wilhelm Petersen, der wenige Jahre später das ehemalige Amts-

haus in Klingenmünster erwerben sollte. Er erteilte dem Bürgermeister 

Michael Hoffmann die Anweisung, neben der eigenen, zukün�ig auch 

noch die Gemeinde Heuchelheim zu verwalten:  

„... man eröffnet ihnen dieses mit den Auflagen, sich die Wiederherstel-

lung der Ordnung in der ihnen zugeteilten Gemeinde nach Krä3en ange-

legen sein zu lassen, und besonders auf die Regelmäßigkeit im Rech-

nungswesen sorgsam Aufsicht zu halten.“ 

Bei dem neu angelegten Protokollbuch fällt auf, dass es bis März 1817 

lediglich drei und für den daran anschließenden Zeitraum, bis Ende 

1824, überhaupt keine Eintragungen gibt. Obwohl die Bürgermeister 

auch schon damals dafür zu sorgen ha�en, dass über jede Gemeinde-

ratssitzung eine Niederschri� angefer�gt wird, erfolgte eine kon�nuierli-

che Protokollierung erst wieder ab 1825.   
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Der Feuereimer 

Der nachfolgende Protokolleintrag gibt uns eine Vorstellung, wie Brände 

Anfang des 19. Jahrhunderts bekämp� wurden. 

„Heute den 22. Jänner 1825 hat sich der Gemeinderat Klingenmünster 

unter dem Vorsitz des Bürgermeis-

ters versammelt … um sich zu be-

raten, wie dem Bedarf von Feuer-

eimern an welchen hiesige Ge-

meinde Mangel hat abzuhelfen … 

In Erwägung: 

1. Da dahiesige Gemeindekasse so 

sehr an Mi�eln entblößt ist, und 

aus dieser keine Feuereimer  anjet-

zo angeschaX werden könne. 

2. Da die dahiesigen alten Bürger 

jeder schon früher einen Feuerei-

mer auf seine eigenen Kosten    

angeschaX ha�e, die aber schon 

längst verloren gegangen sind und 

3. Da diese älteren Bürger in den 

Jahren 1813-14 und 1815 starke 

und schwere Kriegslasten getragen haben, wovon die Jüngeren frei wa-

ren, so beschließt der Gemeinderat, daß ein jeder der Jungbürger die 

sich seit Anfang des Jahres 1816 in hiesiger Gemeinde bürgerlich nieder-

gelassen  haben, angehalten werden soll auf seine Kosten einen Feuerei-

mer von gutem  Leder in die Gemeinde anzuschaffen, und diejenigen 

welche sich kün3ig noch verheiraten oder in hiesiger Gemeinde als Bür-

ger ziehen werden, sollen jedesmal jeder bei seiner Verheiratung oder 

bei seinem Einzug in die Gemeinde einen guten ledernen Feuereimer auf 

seine Kosten anschaffen, damit dem Bedarf an Feuereimern in hiesiger 

Gemeinde allmählich abgeholfen wird. Und da diese Feuereimer ein For-

mat haben und gut gemacht sein sollen, so soll die Verakkordierung18 

derselben dem Ortsvorstand überlassen werden.“ 

 



28 

 

Damals war es allein Aufgabe der Ortsvorstände Maßregeln zu treffen, 

um Brände zu vermeiden, beziehungsweise einem bereits entstandenen 

Brand schnell Einhalt zu gebieten. 

In dem Buch Unterricht über die Amtsverrichtungen der Ortsvorstände 

von  Chris�an Chelsius, wurden die Bürgermeister über ihre Aufgaben 

ausführlich informiert: 

„Dem zufolge muß … die Mannscha3 zu Abholung der Feuereimer be-

zeichnet, und … zu Aufstellung der Wasserreichenden, Kommissäre er-

nannt sein, denen Jedermann in einem solchen Augenblick Gehorsam 

leisten muß … daß es Nachbarpflicht ist, bei dem ersten Feuersignal sich 

gegensei2ger Assistenz zu leisten, bedarf keiner Erwägung ...19“ 

Der Feuereimer, der Bestandteil eines jeden bürgerlichen Haushalts 

war, fand auch Einzug in die deutsche Lyrik. In dem Gedicht „Das Lied 

von der Glocke“, schildert Friedrich Schiller den Produk�onsprozess ei-

ner Glocke und setzt diesen Prozess ins Verhältnis zur Lebenszeit eines 

Menschen, von der Geburt bis zum Tode. In dieser Zeitspanne kann es 

neben freudigen Ereignissen auch zu Unglücken kommen, beispielswei-

se zum Ausbruch eines Feuers.  

Dessen Bekämpfung beschreibt der Dichter in den nachfolgenden Zei-

len: 

 „… Alles rennet, re�et, flüchtet, 

 Taghell ist die Nacht gelichtet; 

 Durch der Hände lange Ke�e 

 Um die We�e 

Fliegt der Eimer; hoch im Bogen 

 Spritzen Quellen Wasserwogen… „ 

Dass die Brandbekämpfung verbessert und modernisiert wurde, geht 

aus dem nachfolgend zi�erten  Gemeinderatsprotokoll hervor. 

Im Jahre 1828 erhielten mehrere Gemeinden Kriegsentschädigungszah-

lungen (Forderungen aus den Napoleonischen Kriegen), auch an Klin-

genmünster wurden 640 Gulden ersta�et.  
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Am 15. Juli 1828 beriet sich der Gemeinderat über die Verwendung der 

französischen Entschädigungsgelder und traf folgenden Beschluss: 

„… (da) hiesige Gemeinde 1500 Seelen stark ist, und es dahier immer 

noch an Löschgeräthscha3en fehlt, und da sich anjetzo die güns2ge Ge-

legenheit mit diesem Gelde darbietet, auf einmal der Wunsch der Un-

terzeichneten so wie der ganzen hiesigen Einwohnerscha3 zu befriedi-

gen, und man glaubt daß dieses Geld zu keinem bessren und dauerha3-

ren Nutzen der Einwohner verwendet werden kann, so erachten die Un-

terzeichneten … (dass das Geld) zur Anschaffung der Feuer-

Löschgeräthscha3en und vorzüglich zum Ankauf einer Feuerspritze für 

hiesige Gemeinde verwendet werden soll.“ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bis weit ins 19. Jahrhundert war die Brandbekämpfung noch Bürger-

pflicht und Aufgabe aller DorUewohner. Freiwillige Feuerwehren, wie 

wir sie heute kennen, bildeten sich erst allmählich. Die Freiwillige Feu-

erwehr Klingenmünster  wurde im Jahre 1872 gegründet und feiert in 

diesem Jahr ihr 150-jähriges Jubiläum. 

Eine historische Feuerwehrspritze aus dem Jahre 1842. 

So könnte auch die im Text erwähnte Feuerwehrspritze von Klingen‐

münster ausgesehen haben 
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Die alten Schulhäuser 

Am 16. Mai 1825 ha�e sich der Gemeinderat versammelt, um über ei-

ne Forderung des katholischen Schullehrers Franz Karl Ludwig Urban20 

zu beraten. 

Urban unterrichtete seit 1807 an der katholischen Schule und ha�e im 

Schulgebäude auch seine Wohnung. Das Schulgebäude, das sich im 

südöstlichen Bereich des Klosterbezirks befand – auf der Karte unten 

blau markiert -  gibt es heute nicht mehr. Zwischen 1811 und 1817 

ha�e Urban 14 Gulden und 12 Kreuzer für Reparatur- und Instandhal-

tungsarbeiten am Schulhaus ausgegeben. Diese Auslagen forderte er 

jetzt von der Gemeinde zurück. Dass er sich um die Ausführung der Re-

paraturarbeiten am Schulhaus selbst kümmern musste, war den poli�-

schen Verhältnissen dieser Zeit geschuldet. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Das alte katholische Schulhaus (blau markiert) befand sich im 

vorderen Bereich der heu2gen  Klostergartenanlage 
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Die Klostergebäude - sie waren bis Ende des 18. Jahrhunderts kurpfälzi-

scher Besitz - wurden nach dem Einzug der Franzosen zu französischem 

Na�onalgut erklärt. Während ein Großteil der beschlagnahmten Ge-

bäude ab 1794 meistbietend versteigert wurden, entging das hier be-

schriebene Haus einer Versteigerung wahrscheinlich deshalb, weil dort 

noch die katholischen Schüler unterrichtet wurden. Die Unterhaltung 

des Schulhauses wäre eigentlich Aufgabe der Gemeinde gewesen, weil 

aber die Besitzverhältnisse des Hauses nicht klar geregelt waren, kam 

sie dieser Verpflichtung nicht nach. 

Der Antrag von Urban wurde im Gemeinderat disku�ert und zum An-

lass genommen, sich über die Schulhausfrage grundsätzlich zu beraten. 

Da sich nicht nur das katholische, sondern auch das protestan�sche 

Schulhaus in einem baulich schlechten Zustand befand, wurde die 

Schulhausfrage im Gemeinderat wiederholt unter dem Betreff: 

„Hernahme der Mi�el welche zur Erbauung eines neuen katholischen 

Schulhauses und der Einrichtung des Gemeindehauses zu einem protes-

tan2schen Schulhaus nö2g sind“ besprochen. 

Der Kostenplan der erstellt wurde sah vor, dass das alte protestan�-

sche Schulhaus im Oberdorf verkau� und das katholische Schulhaus 

gegen ein Grundstück eingetauscht wird, auf dem man ein neues Schul-

gebäude für die Katholiken errichten lassen kann. In ihrer Eingabe an 

die Kreisregierung schreiben die Gemeindevertreter: „... dann sind die 

Unterzeichneten der Hoffnung, daß hohe königliche Regierung, welche 

sich schon bei so vielen Gemeinden so mildtä2g gezeigt hat, der hiesi-

gen so starken und von allen Mi�eln entblößten Gemeinde worin meh-

renteils arme Einwohner sind eine Summe von 1840 Gulden21 als Ge-

schenk aus dem Kreisschulfond verabreichen wird.“ 

Die vielfäl�gen Bemühungen des Gemeinderates Klingenmünster 

ha�en sich anscheinend gelohnt. Denn das Intelligenzbla� des Rhein-

kreises berichtete am 30. Dezember 1826 folgendes:  

„Besonders hat sich die Gemeinde Klingenmünster mit zweckmäßiger 

Herstellung ihrer Unterrichtsanstalten ausgezeichnet, indem sie das Ge-

meindehaus … zur Aufnahme der protestan2schen Schulen hergerich-

tet, und für die katholische Jugend ein ganz neues Schulhaus … erbaut 

hat, welches im nächsten Jahr seine Vollendung erhält.“ 
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Der Feldhüter oder „de Schitz“ 

Die beiden nachfolgenden Protokolleinträge erinnern an einen Beruf 

den es heute nicht mehr gibt, und zeigen auch den Loyalitätskonflikt 

dem mancher Ordnungsbeamte ausgesetzt war. 

Vielleicht hat der eine oder andere Leser noch Kindheitserinnerungen 

an den Heißhunger der ersten Kirschen in Nachbars Garten und die 

Verfolgung durch den Ordnungshüter. Während es sich aber hier 

meistens um ein jugendliches Abenteuer handelte, war es im 19. und 

noch weit bis ins 20. Jahrhundert o� bi�ere Armut, die manch einen 

zu Diebstahl von Feldfrüchten verleitete. Die Gemeinden waren des-

halb verpflichtet, wenigstens einen Feldschützen zu halten. 

Die Feldschützen Johannes Hahn und Heinrich Willem wurden seit 

März 1823 mehrmals angemahnt, weil sie ihren Dienst vernachlässigt 

ha�en. Ihnen wurde vorgeworfen, „… dass die zur Anzeige gebrachten 

Feldfrevel in keinem Verhältnis mit den bisher verübten Feldfrevel ste-

hen und dass sie das Verbot des Viehweidens auf den Wiesen nicht 

überwachen würden, daß nunmehr beinah alle Wiesen gegen das Ver-

bot abgeweidet sind.“ Der Gemeinderat, der von den Feldschützen 

keine Besserung mehr erwartete, stellte deshalb am 29.10.1825 beim 

Landkommissionariat in Bergzabern den Antrag, „daß die beiden jetzi-

gen dahiesigen Feldschützen wegen ihrer Nachlässigkeit entlassen und 

dieselben blos durch ein anderes tauglicheres Individium ersetzt wer-

den möge.“ 
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Nachdem das Landkommissionariat der Entlassung zuges�mmt ha�e, 

wurden die beiden Feldschützen „durch den dahiesigen Bürger Engel-

hardt Arnolt, welcher ein tä2ger Mann ist“ ersetzt. 

Die Dienstbeflissenheit Arnolts geht aus dem Gemeinderatsprotokoll 

vom 9.11.1826 hervor: 

„Da der Feldschütz Arnolt in seinem Dienste immer tä2g ist , und jeder-

zeit seine Schuldigkeit tut, so hat sich derselbe schon Feinde unter den 

Einwohnern, welche sich des Frevels erlauben zugezogen, und man ein-

sieht daß es einzig  und von seinem Diensteifer herrührt, daß ihm dieser 

Schaden – man ha�e dem Feldschützen 38 Rebstöcke in einem seiner 

Wingerte abgeschni�en - zugeführt wurde, so will man dem Feldschüt-

zen Arnolt eine Entschädigung … zuerkennen.“ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Früher musste jede Gemeinde mindestens einen Feldschützen anstellen, der das 

Eigentum des Feldes zu sichern ha�e. Angesichts der Bedeutung des Feldschützen, 

hat die Gemeinde Uelversheim (Landkreis Mainz-Bingen) ihm zu Ehren ein Denk-

mal gesetzt.  
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Das Grundsteuerkataster 

Der Protokolleintrag vom 28. Juni 1826 weist auf die Errichtung des 

Grundsteuerkatasters hin. Es handelt sich um die Planung eines neuen 

Steuerungssystem das in allen pfälzischen Gemeinden eingeführt wer-

den sollte:   
„ … unter dem Vorsitz des Bürgermeisters hat sich der Rat der Gemeinde 

Klingenmünster versammelt … um sich zufolg Erlaß k. Landkommissars 

vom 18. April d. J … zu begutachten, wie die Mi�el zur Anschaffung der 

erforderlichen Bann und Gemeindegrenzsteine, so wie zur Deckung der 

den Vermarkungskommissionen zukommende Entschädigung … aufge-

bracht werden sollen.“ 

Nachdem die Pfalz 1816 bayerisch geworden war, exis�erten in der 

Pfalz noch einige Jahre Rechts- und Steuersysteme, wie zum Beispiel die 

Grundbesteuerung, die sich von den bayerischen unterschieden. Ziel 

der bayerischen Verwaltung war es, eine gerechte und landesweit ein-

heitliche Besteuerung herbeizuführen. Sie setzte deshalb Vermark-

tungskommisionen ein, deren Aufgabe darin bestand, die Größe und 

Bonität aller Grundstücke und deren Besitzer in einem Kataster zu er-

fassen. Es handelte sich hierbei um Arbeitsgruppen von wenigstens sie-

ben Vermessungsbeamten. 

Wie der nachfolgende Auszug des 1842 erstellten Grundsteuerkatasters 

zeigt, erfasste die Vermarkungskommission 281 Häuser und 4436 Plan-

nummern (Grundstücke). 
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Waldbesitz 

Ob Klingenmünster kurpfälzisch, französisch oder bayerisch verwaltet 

wurde, der Gemeindewald war einer der häufigsten genannten Tages-

ordnungspunkte der Ratsprotokolle. Das lag daran, dass der Wald der 

wich�gste Gemeindebesitz und viele Jahrzehnte die stärkste wirtscha�-

liche Kra� des Dorfes war. Die durch eine geschickte Bewirtscha�ung 

erzielten Erträge deckten einen Großteil der Gemeindeausgaben. Dis-

kussionen und Beratungen darüber, wie der Wald genutzt und ge-

schützt wird, ziehen sich deshalb wie ein roter Faden durch die Ge-

meinderatsprotokolle. 

 

 

 

Die Bedeutung des Waldes wird auch dadurch sichtbar, dass neben ei-

nem fest angestellten Waldhüter, häufig noch weitere Waldschützen 

oder Schlaghüter beschä�igt waren und dass man den Delinquenten 

hohe Strafen androhte. 

 

 

Die Karte von E. Hehr zeigt die Besitzverhältnisse um 1842 und 

veranschaulicht die Größe des Gemeindewaldes 



36 

 

Die  Armut der Bevölkerung war in dieser Zeit jedoch so groß, dass alle 

Schutzmaßnahmen und Strafandrohungen den Waldfrevel nur wenig 

verringerten.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

War der dadurch verursachte Schaden für die Gemeinde nicht schon är-

gerlich genug, so wurde sie durch ein Schreiben der königlichen Regie-

rung vom 6. Januar 1830 erst rich�g aufgeschreckt, weil ihr die Rechte 

im Staatswald strei�g gemacht wurden. 

Aufschluss des Streites erhalten wir durch das Protokoll vom 18. Februar 

1830: Darin heißt es, dass  

„den hiesigen Einwohnern seit undenklichen Zeiten (der) uneinge-

schränkte Genuß des Ab- und Stumpenholzes im Staatswald Treutelsberg 

und Schloßberg … (ebenso) Berech2gung der Rau- und Schmalzweide“ 

zustehe. Weiter heißt es im Protokoll: Sollte „hiesige Gemeinde nicht in 

diese Berech2gung eingewiesen werden, … (werde) dieser Gegenstand 

vor Gericht gebracht.“ 
 
Dass dieser Rechtsstreit auch im Jahre 1842 noch nicht entschieden war  

geht aus dem Grundsteuerkataster hervor. Darin wird erwähnt, dass  

„über den Bezug dieses Ab- und Stockholzes zwischen dem Staate und  

der Gemeinde Klingenmünster ein Rechtsstreit anhängig...(ist)“. 

Holzleseweiber 
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Die wirtscha+liche Situa�on um die Mi:e des 19. Jahrhunderts 

In den Gemeinderatsprotokollen bis in die 1870er Jahre tauchen zwei 

Tagesordnungspunkte immer wieder auf. 

Zum einen war es die Nutzung und der Schutz des Waldes, der für die 

Gemeinde von sehr großer Bedeutung war. Durch die Vermarktung des 

Holzes konnten die Gemeindeausgaben viele Jahre lang gedeckt werden. 

Die erzielten Erträge reichten jedoch bald nicht mehr aus, die ste�g stei-

genden Aufwendungen der Gemeinde zu bewäl�gen. Eine vernün�ige 

Waldbewirtscha�ung wurde auch noch durch die seit vielen Jahren ge-

pflegte Streuwerknutzung erschwert. Worum es sich hier handelt und 

warum die Streuwerknutzung notwendig war, geht aus dem Gesuch des 

Gemeinderates vom 17. November 1848 hervor: 

„Unter dem obigen Datum war der Gemeinderat von Klingenmünster 

versammelt, und bei dieser Gelegenheit hat er sich vereiniget Antrag zu 

stellen, daß den hiesigen Bewohnern das sich in dem hiesigen Gemeinde-

walde an zulässigen Stellen vorfindliche Laub bei güns2ger Wi�erung 

möge abgegeben werden. 

 

Mehrere Personen beim Waldlaubrechen 
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Die Gründe welche den Gemeinderat hierzu bewogen sind folgende: 

 

1) Wird in hiesiger Gemeinde nicht so viel Stroh erzielt, als es der Be-

darf für den vorhandenen Viehstand erfordert. 

2) Haben die hiesigen Äcker und Wingert ihrem sandigen Boden we-

gen mehr Dünger nö2g als in anderen Gemeinden, welche gute 

Bodenga�ung haben. 

3) Ist der Geldmangel unter sämtlichen Einwohnern so groß, daß sich 

auch die Bemi�elten kein Stroh ankaufen können. 

4) Braucht der Mehrteil der hiesigen Einwohner sein erzieltes Stroh 

zum Fu�er für sein Vieh, so daß er wenig für Streu verwenden 

kann. 

Aus diesen Gründen beantragt der Gemeinderat, daß das in den zulässi-

gen Distrikten des hiesigen Gemeindewaldes vorhandene Laub den hiesi-

gen Gemeindeglieder zum Abholen möge überwiesen werden. Zugleich 

erlauben sich die gehorsamsten Untertänigsten auch den Antrag zu stel-

len, daß auch von Seiten des königlichen Forstamtes den hiesigen Ein-

wohnern das sich in den Distrikten des königlichen Waldes Treutelsberg, 

ergebenen Laub, und zwar in jedem Distrikte wo es abgegeben werden 

kann angewiesen werden möge, indem der hiesige Gemeindewald nicht 

so viel abwir3 als der Bedarf der Einwohner ist.“  

Als weiteres Problem kam der weiter oben erwähnte Waldfrevel hinzu. 

Die Gemeinde konnte dieses Übel, trotz vielfäl�ger Bemühungen, nur 

unzureichend bekämpfen. 

Der zweite Schwerpunkt der Ratssitzungen waren die Auswanderungs-

gesuche über die der Gemeinderat zu entscheiden ha�e.  

Auch wenn es schon von jeher Auswanderungswillige gab, so nahm die 

Ausreisewelle ab den 1840er Jahren rich�g Fahrt auf. 

Die nachfolgende Abbildung - eine Tabelle von Sigrid Fal�n22 über die 

Auswanderungen aus dem Landkommissariat Bergzabern - weist die 

Personen auf, die einen Auswanderungsantrag gestellt ha�en.  
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Aber, die absolute Zahl der Auswanderer ist viel höher, weil  ein Groß-

teil heimlich, d.h.  ohne behördliche Genehmigung auswanderte. 

Bereits die beiden hier genannten Punkte zeigen, wie groß die Armut 

damals war. Die sozialen und ökonomischen Verhältnisse jener Zeit wer-

den auch noch dadurch sichtbar, dass Suppenküchen für die Armen er-

richtet wurden und dass die Kinder der armen Bewohner bei Bemi�el-

ten verkös�gt wurden. 

Zur Unterstützung der Ortsarmen wurde in Klingenmünster, wie in vie-

len Nachbargemeinden, eine Zweigstelle des St. Johannisvereins23 ge-

gründet. In einem Zeitungsar�kel der über die zehnjährige Wirksamkeit 

des Bezirks-St.-Johannis-Vereins Bergzabern-Annweiler berichtete heißt 

es:  

„Sehr wesentlich aber trug zur Besei2gung der Not die Gründung und 

Unterstützung von Palmflechtschulen bei, durch welche vielen Personen 

Arbeit und Gelegenheit zum Verdienst geboten und zugleich die Lust zur 

Arbeit wieder geweckt worden ist ...in Klingenmünster ist die Palmflech-

terei in gutem Stande, und der Berichtersta�er bemerkt, daß dieselbe 

sich als die rentabelste, die Jugend zu Fleiß, Ordnung und Sparsamkeit 

gewöhnende Beschä3igung bewährt.“24 
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Kleine Geschichte der Deutschen Weinstraße 
Einer Anekdote zufolge, haben sich im Sommer des Jahres 1935 in der 

Dorfwirtscha� des Winzers Heinrich Hitziger in Schweigen einige Män-

ner mit dem Gauleiter des Gaues Pfalz-Saar, Josef Bürckel, getroffen. In 

dieser geselligen Runde wurde unter anderem auch über die wirtscha�-

liche Situa�on der Winzer gesprochen. Man debaWerte und tauschte 

Gedanken darüber aus, wie man den Pfalzwein und die Region Pfalz bes-

ser vermarkten könnte. 

Im Verlauf dieser Unterredung 

wurde so die Idee der 

„Deutschen Weinstraße“ gebo-

ren. Eine Straße, die von 

Schweigen über Klingenmüns-

ter, entlang der Haardt, bis 

nach Bockenheim führt. 

Ob diese Männerrunde in 

Schweigen wirklich sta�gefun-

den hat, d.h., ob es sich hier 

um eine wahre oder erfundene 

Geschichte handelt, wissen wir 

nicht. Unbestri�en ist aber, 

dass mit der Eröffnung der 

Deutschen Weinstraße ein 

sinnvolles und nutzbringendes 

Werbesiegel gegründet wurde. 

Die Umsetzung dieser weinseli-

gen Idee führte zum unmi�elbaren Erfolg und die  pfälzische Weinwirt-

scha� und der Tourismus profi�eren davon auch heute noch. 

Die Einweihung der Deutschen Weinstraße wurde akribisch vorbereitet 

und war Chefsache von Rudolf Trampler, dem Leiter der Landespropa-

gandastelle Pfalz-Saar. 

Am 7. Oktober 1935 richtete er ein Schreiben an die Bürgermeister der 

vorderpfälzischen Weinbaugemeinden folgenden Inhalts: „ … Um das 

Gelingen dieses für das ganze pfälzische Weinbaugebiet ausseror-
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dentlich wich2ge Vorhaben zu sichern, ist die Mitarbeit aller an und auf 

der Weinstraße gelegenen Weinbaugemeinden unbedingt erforderlich. 

.. Zunächst verlangt der Gauleiter, bis zum 19. Oktober ds. Js, von den 

Bürgermeistern …  die Durchführung folgender Maßnahmen: 

1. Instandsetzung des Straßenbildes durch En8ernung störender Re-

klameschilder … Instandsetzung  der Häuser… 

2. Umbenennung der von der Deutschen Weinstrasse berührten 

Ortsstrassen in „Deutsche Weinstrasse“ … 

3.  Ausschmückung der von der Deutschen Weinstrasse berührten 

oder gekreuzten Strassenzüge mit Hakenkreuzfahnen, Rebenlaub und 

grünen Zweigen ...“ 

Die Einwohner von Klingen-

münsterer wurden am 9. Okto-

ber 1935 durch den Ortsdiener 

mit folgender amtlichen Be-

kanntmachung informiert:  

„Am Sonntag, 20. Oktober zwi-

schen 11 und 12 Uhr durchfah-

ren Pressevertreter und Gäste 

aus dem Reich unseren Ort. Es 

wird jetzt schon ersucht, die 

Häuser in guten Zustand zu ver-

setzen, Holzvorräte von der 

Straße zu en8ernen und die al-

ten, verunstalteten Reklame-

schilder abzunehmen. Zu einer 

Besprechung am Freitag im Ge-

meindehaus sind die Interessen-

ten hiermit eingeladen.“ 

Die Fotos zeigen, die mit Ha-

kenkreuzfahnen geflaggten und 

mit Rebenlaub geschmückten Straßen von Klingenmünster. Menschen, 

alt und jung säumten die Straße und jubelten dem Gauleiter und sei-

nem Gefolge begeistert zu. 
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Auf einer dieser Fotografien ist auch das Haus von Alfred Levy zu se-

hen, der dort wohnte und eine Eisenwarenhandlung betrieb. Es gehört 

zur bi�eren Ironie der Geschichte, dass es der obengenannte Propa-

gandaleiter Rudolf Trampler war, der im März 1933 zum 

„rücksichtslosen Boyko�“ jüdischer Geschä�e aufgerufen ha�e. 

Das Einweihungsfest der Deutschen Weinstraße begeisterte nicht nur 

die DorUewohner in Klingenmünster. Die Veranstaltung war rundum 

gelungen und wurde von der Presse gefeiert. Dennoch waren sich die 

Beteiligten darüber bewusst, dass noch einiges getan werden muss um 

das gesteckte Ziel nachhal�g zu sichern. 

Nur wenige Wochen später wurde deshalb eine Kommission gebildet, 

die die Deutsche Weinstraße im Bezirk Bergzabern bereisen und Ver-

besserungsvorschläge ausarbeiten sollte. 

In einem Merkbla� für die Teilnehmer dieser Kommission heißt es:  

„Bei der Bedeutung der Deutschen Weinstrasse für die Heimatpflege 

und Fremdenwerbung ist es dringend notwendig und ein besonderer 

Wunsch des Gauleiters, dass sofort Massnahmen getroffen und alsbald 

durchgeführt werden zum Schutze der Landscha3 und des Ortsbil-

des ...“ 

Diese Besich�gungsfahrt wurde am 6. und 7. Februar 1936  durchge-

führt und umfasste nicht weniger als 25 Personen; bestehend aus 

Oberregierungsräten, Bauräten, Parteileuten, Pressevertretern und 

Bürgermeistern. Das Ergebnis dieser Besich�gung war in einem mehr 

als 20 Seiten langen Protokoll festgehalten worden. In Klingenmünster 

wurden etwa 30 Objekte bemängelt. Im wesentlichen wurden die vie-

len Reklameschilder beanstandet: auch passe das Wirtshausschild 

„Doerzapf“ schlecht zum Hauscharakter und das Firmenschild des Me-

chanikers Zangmeister sollte einfacher gestaltet sein. Ebenso wurde 

moniert, dass bei vielen Häusern der Anstrich oder  gar der Außenputz 

fehle. Wie aus folgender No�z hervorgeht, handelte es sich bei der Nie-

derschri� nicht bloß um eine Empfehlungsliste: 

 „Die Anbringung des Außenputzes des Hauses der Witwe Sch. wird im 

Baupolizeiverfahren erwirkt.“ 

Inwieweit die Hauseigentümer die aufgeführten Beanstandungen be-
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sei�gt haben ist nicht bekannt. Denn, bei aller Gleichschaltung des da-

maligen poli�schen Systems, regte sich im Bereich des Handels schon 

bald Widerspruch. Die Gaubetriebsgemeinscha� Handel wandte sich 

mit Schreiben vom 16. März 1936 an das Bezirksamt Neustadt:  

„Uns werden Klagen überbracht, dass in den Orten der Deutschen 

Weinstrasse … an allen Läden (Kolonialwaren- Zigarrengeschä3en usw.) 

durch die Ortspolizeibehörde, sämtliche Aussenreklame systema2sch 

en8ernt wird.... Dagegen können wir uns nicht damit einverstanden er-

klären, dass nun einfach jede Aussenreklame, vor allem von Markenar2-

kelfirmen (z.B. Persil, Maggi, Waldbauer u.a.m.) verschwindet. In Erlas-

sen des Reichsministers des Innern und des Reichswirtscha3sministers 

von 1934 wird gebeten, dass eine grosse Anzahl Volksgenossen, die in 

der Schilderindustrie Arbeit und Brot findet erwerblos würden, wenn sys-

tema2sch jede Aussenreklame verschwinden müsse.“ 

Auch mit der Straßenumbenennung, ha�en es manche Gemeinden 

nicht besonders eilig. Das Amt für Kommunalpoli�k bei der Gauleitung 

Saarpfalz der NSDAP in Neustadt wandte sich im November 1938 des-

halb an den Oberamtmann Jacobus in Bergzabern. 
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„Im Au3rage des Gauleiters 

Imbt habe ich Ihnen … die 

Anordnung des Gauleiters, 

die Weinstrasse betreffend 

mitgeteilt. Der Gauleiter 

will, dass sämtliche Stras-

sen in allen Orten an der 

Weinstrasse, durch die die 

Weinstrasse führt, auch als 

'Deutsche Weinstrasse' be-

zeichnet werden, sodass es 

also nicht mehr vorkommt, 

das eine Dorfstrasse, die 

eigentlich 'Deutsche 

Weinstrasse' heissen soll, 

beispielsweise noch 

'Hauptstrasse' heisst.“ 

Klingenmünster gehörte 

nicht zu den säumigen Ge-

meinden. Bereits am 25. 

Mai 1936 ha�e der Ge-

meinderat folgenden Be-

schluss gefasst :  

„Die Gemeinde Klingen-

münster soll kün3ig heißen: 

'Klingenmünster an der 

Weinstraße'. Die Aufsichts-

behörde soll gebeten wer-

den, die aufsichtliche Ge-

nehmigung zur Führung die-

ses Namens erwirken zu wollen.“ 

Auch die in Nord-Süd-Richtung durch den Ort führende Straße – der 

nördliche, bis zur Ortsmi�e führende Teil hieß früher „Im Unterdorf“. 

Das daran anschließende südliche Straßenstück hieß „Im Oberdorf“ und  

wurde in „Weinstraße“ umbenannt. 
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Die Gemeinde ha�e kurze 

Zeit später ein neues Wer-

beprospekt aufgelegt und 

warb mit: „Klingenmünster 

an der Weinstraße“. 

Die linke Abbildung zeigt 

die Frontseite eines Falt-

bla�es mit dem die Ge-

meinde ab 1929 

„Fremdenwerbung“ be-

trieb. 

Nachdem der Ortsname 

geändert wurde, bzw. den 

Zusatz  „an der Weinstra-

ße“ bekam, wurde im Jahre 

1937 ein neues Faltbla� 

aufgelegt  

Rund 50 Jahre nach der 

Geburtsstunde der Deut-

schen Weinstraße, gebo-

ren aus der Notlage der 

Weinbauern, hat diese 

Marke�ngidee nochmals 

eine Steigerung erfahren. 

Von 1985 bis 2019 fand 

jedes Jahr, am letzten Au-

gustwochenende, der Er-

lebnistag der Deutschen 

Weinstraße sta�, ein Fest 

das Hunder�ausende Besucher aus ganz Deutschland verzeichnete. 

Die Bemühungen unsere Region zu bewerben und den Weinabsatz zu 

fördern haben sich gelohnt. Die Südpfalz ist heute eine der beliebtesten 

Urlaubsregionen von Deutschland und die Pfalzweine erfreuen sich ei-

ner immer größeren Nachfrage. 
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Die Geschwister Merker 

Pater Eucharius Merker 

Am frühen Morgen des 21. November 

1876 erblickte August Merker im Haus 

seiner Eltern im Oberdorf das Licht der 

Welt. Er war das erste von insgesamt drei-

zehn Kindern des Schneidermeisters An-

ton Merker und dessen Ehefrau Franziska 

Langer. 

August Merker besuchte von seinem 7. - 

14. Lebensjahr die Werktagsschule in Klin-

genmünster und begann nach Vollendung 

seines 7. Schuljahres eine Buchdrucker-

lehre in Bergzabern. 

In dieser Zeit, in der August Merker seine Lehrzeit begann, gab es 

noch keine Arbeitsschutzgesetze, wie wir sie heute kennen und nur 

wenige Arbeiter waren organisiert. Infolgedessen wurden viele Ar-

beitskrä�e ausgebeutet. Auch August Merker, obwohl er noch in 

der Lehre war, erging es nicht besser, denn der Druckereibesitzer 

ließ ihn fast jeden Tag länger arbeiten. Erschwerend kam hinzu, dass 

er den Hin- und Rückweg zu seinem Ausbildungsplatz zu Fuß zurück-

legen musste. 

August Merker kam o� nur noch zum Schlafen nach Hause. Aus Sor-

ge um dessen Gesundheit nahm ihn sein Vater nach einem dreivier-

tel Jahr von dieser Lehrstelle weg und schickte ihn nach Landau in 

eine Bäckerlehre. 

Schon kurz nachdem er die neue Lehrstelle angetreten ha�e, erli� 

er einen Unfall  und musste sich im Spital in Landau einer Knieope-

ra�on unterziehen. Die Krankenhausbehandlung zog sich über drei 

Monate hin. In dieser Zeit -  so schreibt August Merker später in sei-

nem Lebenslauf - verspürte er wiederholt das Verlangen in ein Klos-

ter zu gehen, um Priester zu werden. 
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Sein Begehren stellte er jedoch zurück, denn er hä�e bei Abbruch sei-

ner Ausbildung eine Konven�onalstrafe zahlen müssen. 

Obwohl ihn der Wunsch Priester zu werden nicht losließ, brachte er 

seine Lehre zu Ende und arbeitete danach noch einige Zeit als Bäcker-

geselle. 

Grundlage für seinen späteren Beruf war sicherlich die katholische Er-

ziehung im Elternhaus. Ausschlaggebend waren jedoch die Franziska-

nerinnen, von denen er während seines Aufenthaltes im Spital in 

Landau gepflegt wurde. 

Bei dem Spital handelt es sich um das heu�ge Vinzen�us-Krankenhaus 

Landau. Die Krankenpflege wurde dort in den ersten Jahren aus-

schließlich von Nonnen der Ordensgemeinscha� der Armen Franziska-

nerinnen von der Heiligen Familie zu Mallersdorf verrichtet. 

In seinem Lebenslauf beschreibt August Merker den Aufenthalt im Spi-

tal und sein Verlangen Priester zu werden folgendermaßen: „ … ich 

war gezwungen auszuharren. Eine Krankenschwester nahm sich mei-

ner an und riet mir, ich solle nach München reisen; bei den Franziska-

nern könnte ich studieren.“ 

Diesem Ratschlag folgend, bewarb er sich beim Franziskanerorden in 

München. 

Des Weiteren schreibt er: „Ich wurde nämlich zwar aufgenommen, 

aber als Bäcker bes2mmt.“ Der Zugang zum Priesterberuf blieb August 

Merker abermals verwehrt. 

Nur wenige Jahre früher war auch der aus Baden stammende Bap�st 

Jordan, mit dem August Merker bald Bekanntscha� machen sollte da-

ran gehindert worden, seelsorgerisch tä�g zu werden. Auch Jordan 

stammte aus ärmlichen Verhältnissen und ha�e zuerst einen Hand-

werksberuf erlernt. Im Gegensatz zu August Merker ha�e er jedoch 

ein abgeschlossenes Theologiestudium und war im Jahre 1878 zum 

Priester geweiht worden. Seinen Priesterberuf konnte er dennoch 

nicht ausüben, da in Deutschland ab den 1870er Jahren der sogenann-

te Kulturkampf ausgebrochen war. Es war eine Auseinandersetzung 

zwischen Staat und Kirche oder konkreter: zwischen Reichskanzler 

O�o von Bismarck und dem Va�kan. In den kulturellen und poli�schen 
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Posi�onen der katholischen Kirche sah Bismarck eine Gefahr für seine 

Poli�k. Um dieser Gefahr entgegen zu wirken, ha�e er mehrere an�-

katholische Gesetze erlassen, zum Beispiel den „Kanzelparagraphen“, 

das staatliche Einspruchsrecht bei der Vergabe geistlicher Ämter 

u.v.m.. Dieser hauptsächlich in Deutschland ausgetragene Kultur-

kampf war Anlass für Pater Jordan nach Rom zu gehen, wo er 1881 

von Papst Leo XIII den Segen zur Gründung der „Apostolischen Lehr-

gesellscha�“ erhielt, die später den Namen „Gesellscha� des Gö�li-

chen Heilands“ (Salvatorianer) annahm. 

Pater Jordan war es wich�g nicht nur den christlichen Glauben überall 

hinzutragen und zu unterrichten, sondern sich mit den Armen zu soli-

darisieren und sich für deren Bildung und medizinische Versorgung 

einzusetzen. In diesem Sinne leiten die Salvatorianer auch heute noch 

- nicht nur Pfarreien -  sondern betreiben und unterhalten Schulen 

und Krankenhäuser. 

Der Orden wurde schon nach seiner Gründung mit der Missionsarbeit 

betraut und erhielt dadurch einen enormen Au�rieb. Das größte 

Problem für Pater Jordan war es, ausgebildete Priester zu gewinnen. 

Seinen eigenen Weg zum Vorbild nehmend versuchte er deshalb, jun-

ge Leute im Schnellverfahren auszubilden. August Merker arbeitete 

noch als Bäcker bei den Franziskanern in München als er auf den Or-

den aufmerksam wurde. 

In seinem Lebenslauf mit dem er sich bei den Salvatorianern bewarb 

schreibt er : „ … etwas in meinem Inneren treibt mich immer noch an, 

Priester werden zu wollen und diese innere S2mme ist es, nicht etwa 

Unzufriedenheit mit meinem Stande, die mich veranlaßt, bei Ihrer ehr-

würdigen Kongrega2on um Aufnahme nachzusuchen.“ 

Am 26. September 1895 trat August Merker in die Gesellscha� ein 

und legte am 21. Dezember 1897 die hl. Gelübde ab. Er studierte an-

schließend an der Scala in Sizilien und erhielt am 2. August 1903 in 

Noto (Sizilien) die hl. Priesterweihe. Am 16. August 1903 feierte er in 

seinem Heimatdorf die Primiz. Diese Feier konnte sein Vater leider 

nicht mehr erleben, der war bereits im Jahre 1900 verstorben. 

Nach seiner Primizfeier war er nach Genua aufgebrochen, von wo aus 

er die Reise in seine neue Heimat antrat. 
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Die Personalprobleme der Salvatorianer ha�en sich seit der Ordens-

gründung zwar nicht wesentlich gebessert, dennoch konnten sie 1902 

in Brasilien eine weitere Niederlassung gründen, für die Pater Euchari-

us Merker - so hieß August Merker jetzt mit seinem Ordensnamen - 

bes�mmt wurde. 

Am 15. September 1903 schrieb er aus Genua einen Brief an die Or-

densleitung, in dem es sich für die tröstlichen Worte des Abschieds 

und der Ermunterung bedankte. Des Weiteren berichtete er: „Der 

Dampfer, mit dem ich fahre, ist klein, weil wenig Verkehr auf dieser 

Strecke. Ich soll … der einzige Priester und Ordensmann darauf sein.“ 

In Rio de Janeiro angekommen, musste Pater Eucharius zunächst die 

Landessprache erlernen und sich an das brasilianische Klima gewöh-

nen, bevor er mit pastoralen und sozialen Projekten betraut wurde. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Über seine berufliche Tä�gkeit ist leider nur wenig bekannt. Gelobt 

wurde der Pater immer für seinen Arbeitseifer. Möglicherweise waren 

die großen Anforderungen, die er an sich selber stellte, die Ursache 

dafür, dass er im Jahre 1923 schwer erkrankte und die Sterbesakra-

mente erhielt. Nach einem längeren Krankenhausaufenthalt erholte er 

sich wieder und konnte entgegen aller Erwartungen noch einige Jahre 

seine Missionsarbeit verrichten. 

Pater Eucharius Merker, 2. v. rechts 



50 

 

Am 11. Februar 1928 schrieb er an den Pater General und bat um die 

Genehmigung einer Reise nach Rom und in sein Heimatdorf Klingen-

münster, wo er sein 25-jähriges Priesterjubiläum feiern wollte. 

Im Sommer 1928 - das genaue Reisedatum ist nicht bekannt - trat er 

seine Europareise an. 

In der katholischen Pfarrkirche St. Michael in Klingenmünster feierte er 

am 16. August 1928 sein Silbernes Priesterjubiläum. Bedauerlicher-

weise gibt es weder Berichte noch Fotografien über diese Feier. 

Aus einem späteren Brief von Pater Eucharius erfahren wir, dass er mit 

dem Schiff Giulio Cesare am 12.12.1928 von Genua aus nach Brasilien 

zurück gereist war. 

In seinem Nachruf heißt es: „Im Jahre 1928 machte er eine Europareise, 

die ihm gut bekam. Er war auch im Mu�erhaus, wo er sich in Erinne-

rung an die ihm verlebten Jahre recht wie zu Hause fühlte. Die alte Tra-

di2on berührte ihn sehr angenehm. Bald nach seiner Rückkehr stellte 

sich indes wiederholt die frühere Müdigkeit erneut ein, der er aber bei 

seinem festen Arbeitswillen nicht nachgeben wollte.“  

 

Als er im Dezember 1930 wieder schwer erkrankte, schickte man ihn zur Be-

handlung und Kur nach Rio de Janeiro. 

Von seiner Krankheit ha�e sich Pater Eucharius nie wieder erholt und 

verstarb am 7. Oktober 1931. 

Seine letzte Ruhestä�e fand Pater Eucharius auf dem städ�schen 

Friedhof Inhamma in Rio de Janeiro, auf einer eigenen Begräbnisstä�e 

des Kollegs der Salvatorianer.                                             
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Im Kirchenarchiv von Klingenmünster findet 

man zu Pater Eucharius nur einen unda�erten 

Zeitungsausschni� folgenden Inhalts: „Bereits 

am 6. Oktober 1931 war fern der Heimat zu 

Rio de Janeiro P. Eucharius Merker aus Klein-

genmünster im Herrn entschlafen. Von Geistl. 

Rat Breitling vorgebildet, war er bei den Salva-

torianern eingetreten. Fast sein ganzes reich-

gesegnetes Priesterleben wirkte er in Brasili-

ens Hauptstadt Rio ...“ 

 

Sr. Ermentraut Merker 

Neben der Lebensgeschichte von August Mer-

ker, soll auch einer seiner Schwestern gedacht 

werden. 

Wie bereits erwähnt, ha�e August Merker 

noch zwölf jüngere Geschwister, die zwischen 

1878 und 1900 geboren wurden. August Mer-

ker studierte noch Theologie in Sizilien, als sei-

ne zweitjüngste Schwester Maria am 29. Mai 

1898 zur Welt kam. 

Sie besuchte in Klingenmünster die Volksschule 

und erlernte anschließend den Beruf der Schneiderin, den sie im Juli 

1917 mit der Gesellenprüfung in Bergzabern abschloss. Sie ha�e somit 

den gleichen Beruf wie ihr Vater. 

Ob sie die Möglichkeit ha�e ihren erlernten Beruf auszuüben wissen 

wir nicht, denn sie musste ihre herzleidende Mu�er versorgen, die den 

Verlust ihres Sohnes Julius nicht verkra�et ha�e. Der 1883 geborene 

Julius Merker wurde ebenso wie sein Bruder Franz 1914 zum Kriegs-

dienst eingezogen. Am 8. August 1916 wurde er bei Lanqueval in 

Frankreich verschü�et und kam zu Tode. 

Vermutlich ha�e Maria Merker einen ganz anderen Lebensplan, aber 

als die jüngste der Geschwister -  ihre jüngere Schwester Anna verstarb 

bereits im Säuglingsalter - sah sie nun ihre Aufgabe darin, sich um ihre 

Mu�er zu kümmern, die sie bis zu deren Tod im Jahre 1919 pflegte. 
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Nach dem Tode der Mu�er -  der Vater war schon am 25. Februar 

1900 verstorben - wurde die elterliche Wohnung aufgelöst. Maria Mer-

ker zog zu einer Tante nach Frankfurt und arbeitete in der Stadt etwa 

2½ Jahre als Dienstmädchen. In dieser Zeit erkrankte auch ihre Tante 

und wurde zum Pflegefall. Maria Merker kümmerte sich jetzt auch ver-

stärkt um ihre Tante, deren Pflege wurde aber vorrangig von den Dern-

bacher Schwestern25 sichergestellt. 

Ha�e August Merker sein Schlüsselerlebnis im Spital in Landau, so wa-

ren es für Maria Merker die Dernbacher Schwestern, die ihren weite-

ren Lebensweg beeinflussten. 

Schon im Oktober 1922 durchlief sie eine medizinische Untersuchung 

zur Klosteraufnahme und wurde vermutlich kurz danach im Kloster 

aufgenommen. Am 19. Januar 1924 schrieb sie aus Klingenmünster an 

die Generaloberin, dass sie das Kloster „zwecks Erholung nach Krank-

heit“ und teils aus Heimweh verlassen habe, um zu ihren Geschwistern 

nach Klingenmünster zu ziehen. 

Der Aufenthalt in ihrem Heimatdorf war aber nur von kurzer Dauer, 

denn bereits am 2. Februar 1924 unterzog sie sich bei Dr. Schaffer in 

Klingenmünster einer erneuten medizinischen Untersuchung zur Klos-

teraufnahme. Wann genau sie wieder nach Dernbach ging ist nicht be-

kannt. Ihre Einkleidung erfolgte jedoch am 23. September 1924. Sie 

durchlief eine ordensspezifische Ausbildung und legte am 21. Dezem-

ber 1926 ihr Gelübde (Profess) ab. Anschließend arbeitete sie im Klos-

ter bzw. in der Filiale Unterliederbach als Schneiderin und qualifizierte 

sich in ihrem erlernten Beruf weiter, um am 26. Juli 1927 ihre Meister-

prüfung abzulegen. 

Schwester Ermentraut - so der Ordensname von Maria Merker - wurde 

in den Folgejahren in verschiedenen Gemeinden dazu eingesetzt eine 

Näh- / Hauswirtscha�sschule zu leiten. 

Wie viele andere Ordensgemeinscha�en bildete auch das Kloster Ma-

ria Hilf in Dernbach einige ihrer Ordensschwestern im Bereich Kran-

kenpflege und Hauswirtscha� / Handarbeit aus, die dann in unter-

schiedlichen Orten entsandt wurden. 

Manch einer kann sich vielleicht noch erinnern, dass es auch in Klin-

genmünster ein Schwesternhaus gab -  heute befindet sich darin der 
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katholische Kindergarten. Dort wurde viele Jahre hindurch eine Näh-

schule unterhalten und neben der „Nähschwester“ war im Schwes-

ternhaus auch eine „Krankenschwester“ sta�oniert, die sowohl häusli-

che Krankenpflege als auch medizinische Dienste leistete. D.h., bei 

kleineren Verletzungen oder Gebrechen gingen viele nicht zum Haus-

arzt, sondern ließen sich von der Krankenschwester behandeln. Dieser 

Einrichtungen, die vor langer Zeit aufgelöst und aus dem öffentlichen 

Bewusstsein verschwunden waren, erinnerte man sich und hat wieder 

vergleichbare Angebote eingerichtet. So gibt es in Rheinland-Pfalz seit 

2019 das Modellprojekt „Gemeindeschwester plus“ , das vom Land 

und den gesetzlichen Krankenkassen unterstützt wird. 

Doch verfolgen wir nun wieder den weiteren Lebensweg von Schwes-

ter Ermentraut: 

Sie wirkte in mehreren Gemeinden im Hunsrück als 

„Nähschulschwester“. Gleichzei�g bildete sie sich im Bereich der Kran-

kenpflege weiter und erwarb sich so ein zweites berufliches Standbein. 

Am 26. September 1939 wurde ihr die „Erlaubnis zur berufsmäßigen 

Ausübung der Krankenpflege“ erteilt. 

Sie ha�e nun eine Qualifika�on erreicht, die gerade in der Zeit des be-

ginnenden Krieges gebraucht wurde. Der Umstand, dass sich die Kran-

kenhäuser im Laufe des Krieges mehr und mehr  mit Verwundeten füll-

ten, führte dazu, dass Schwester Ermentraut jetzt auch in Krankenhäu-

sern eingesetzt wurde. So war sie zum Beispiel im Chris�nens�� in 

Mönchen-Gladbach und im Hospital St. Wendelinus in Wi�lich tä�g. 

Nach vielen Einsatzorten wurde sie, bereits 70-jährig, nach Niederlahn-

stein versetzt, wo sie noch weitere acht Jahre wirkte. 

Ihr Weg führte sie dann wieder ins Mu�erhaus zurück. Sie verstarb am 

11. August 1976 im Krankenhaus Dernbach und wurde auf dem 

Schwesternfriedhof besta�et. 

Anmerkung: 

Bei meinen Recherchen zu Pater Eucharius kam ich in Kontakt zu  P. Michel 

Overmann, Generalarchivar des Generalrates der Salvatorianer, mit dessen 

Hilfe ich einiges  über Pater Eucharius erfahren konnte. 

Von Herrn Ullrich Keller, Generalarchivar des Generalrates der Armen Dienst-

mägde Jesu Chris2 in Dernbach/Ww., habe ich reichhal2ge Informa2onen zu 

Sr. Ermentraut erhalten. Beiden Archivaren gilt mein ganz besonderer Dank. 
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